
 

 
 

Thema: Kinder- und Jugendpolitik 1 

Städte und Gemeinden fit machen für die nächste Generation 2 

Wir mö chten, dass alle Kinder und Jugendlichen in den Sta dten und Gemeinden Nördrhein-3 
Westfalens gut und sicher aufwachsen kö nnen. Ein gerechter Zugang zu Bildung schön vön klein 4 
auf ist eine der wichtigsten Vöraussetzungen zum Abbau sözialer Ungleichheit. Obwöhl die 5 
Landesverfassung jedem Kind und Jugendlichen Wu rde und Schutz vör Gefahren zusichert und 6 
nach seinen Bedu rfnissen Fö rderung verspricht, ist die Situatiön fast im gesamten Bereich der 7 
Kinder- und Jugendhilfe kataströphal. 8 

Jedem Kind einen Kita-Platz  9 

Der Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung kann in unseren Sta dten und Gemeinden vielfach nicht 10 
gewa hrleistet werden. Nöch immer mu ssen einige Eltern den Platz fu r ihr Kind erst einklagen. 11 
Das Pröblem des Persönalmangels bekömmt die Landesregierung seit Jahren nicht in den Griff. 12 
Immer ö fter mu ssen die Kitas deshalb ihr Angeböt einschra nken. Wir brauchen alsö dringend 13 
weitere Maßnahmen des Landes zur U berwindung des Persönalmangels. Dazu gehö ren auch 14 
intelligente Könzepte der Kömmunen, um die Arbeitsbedingungen fu r das bestehende Persönal 15 
zu verbessern. Wir fördern, dass im Bereich aller Jugenda mter Nördrhein-Westfalens die 16 
Bescha ftigten sö unterstu tzt werden, dass sie ihren Beruf auch langfristig gerne und gesund 17 
ausu ben kö nnen. Kitas sind keine Verwahranstalten, wa hrend die Eltern mit etwas anderem 18 
bescha ftigt sind, söndern wichtige Orte des sözialen Zusammenlebens und des fru hkindlichen 19 
Lernens, denn das beginnt nicht erst in der Grundschule. Sie mu ssen unserer U berzeugung nach 20 
deshalb auch fu r alle Kinder kömplett gebu hrenfrei sein. 21 

Kinderarmut wirksam bekämpfen! 22 

NRW versagt seit Jahren bei der Beka mpfung der Armut vön Kindern und Jugendlichen. 23 
Scha tzungsweise 800.000 leben unter der Armutsgrenze. Besönders betröffen sind Familien mit 24 
Migratiönsgeschichte. In kaum einem anderen höchindustrialisierten Land ha ngen die Chancen 25 
auf ein erfu lltes und selbstbestimmtes Leben sö eng mit den finanziellen Verha ltnissen im 26 
Elternhaus zusammen. Eine gute söziale Infrastruktur wa re eine wesentliche Vöraussetzung, um 27 
den Bedu rfnissen der Kinder und Jugendlichen gerecht zu werden und ihnen gute 28 
Zukunftsperspektiven zu bieten. Aber daran mangelt es nicht nur, die Landesregierung will in 29 
diesem Bereich sögar drastisch ku rzen. Das ist fahrla ssig, verscha rft die söziale Ungleichheit und 30 
damit die Könflikte im Land. 31 

Die Linke fördert die Ru cknahme aller angedröhten Ku rzungen im sözialen Bereich. Wir 32 
brauchen nicht weniger, söndern mehr Investitiönen in Integratiön und Teilhabe. Kömmunale 33 
Einrichtungen söllten, wö das mö glich ist, ganz auf Gebu hren fu r Kinder und Jugendliche 34 
verzichten. Ein diskriminierungsfreier Sözialpass söllte allen berechtigten Familien 35 
unkömpliziert ausgegeben werden, mit dem sie freien öder stark erma ßigten Eintritt in Museen, 36 
Schwimmba der, Theater und andere ö ffentliche Einrichtungen erhalten. Dazu söllen die Sta dte 37 
und Gemeinden in NRW zusammenarbeiten und gegenseitig ihre Berechtigungsnachweise 38 
anerkennen. 39 

Wir wöllen, dass kein Kind hungrig bleibt. Dazu gehö rt, dass es in allen Kitas und Schulen ein 40 
köstenlöses und gesundes Mittagessen fu r alle Kinder gibt. 41 

Viele Freizeitangeböte fu r Kinder und Jugendliche sind privatwirtschaftlich örganisiert und 42 
teilweise richtig teuer. Sie schließen damit Kinder aus finanziell benachteiligten Familien aus. 43 
Wir brauchen dagegen nicht weniger, söndern mehr köstenlöse Angeböte in Kultur, Bildung, 44 
Spört und Freizeit fu r Kinder und Jugendliche. 45 



 

 
 

Jedem Kind ein gutes Zuhause 46 

Die schwierigen Bedingungen der Cöröna-Jahre, der wirtschaftliche Druck auf die Familien und 47 
gesellschaftliche Spannungen haben zu einer starken Zunahme vön ha uslicher Gewalt gefu hrt. 48 
Döch die Jugenda mter und Schutzeinrichtungen in unseren Sta dten und Gemeinden sind in 49 
dieser Zeit nicht in entsprechendem Umfang besser ausgestattet wörden. Fu r Kinder, die vör 50 
ihrer eigenen Familie geschu tzt werden mu ssen, fehlen in sö dramatischer Weise 51 
Unterbringungsmö glichkeiten, dass die Jugenda mter öft bundesweit suchen mu ssen, wö nöch 52 
ein guter Platz fu r ein schutzbedu rftiges Kind zu finden ist. Hier muss das Land die Kömmunen 53 
dringend sta rker unterstu tzen und dafu r sörgen, dass in ausreichender Zahl gute 54 
Unterbringungsmö glichkeiten geschaffen werden, die diesen besönders schutzbedu rftigen 55 
Kindern und Jugendlichen gerecht werden. Wö das nöch nicht geschieht, söllten die Jugenda mter 56 
enger interkömmunal zusammenarbeiten. Zugleich muss sichergestellt bleiben, dass die 57 
Angeböte der Kinder- und Jugendhilfe sehr genau auf die Situatiön in den einzelnen Sta dten und 58 
Gemeinde zugeschnitten werden. 59 

Unsere Sta dte und Gemeinden gehö ren nicht blöß den Erwachsenen 60 

Wir wöllen, dass sich alle Menschen in unseren Sta dten und Gemeinden wöhlfu hlen kö nnen, 61 
auch die ju ngsten. Dazu gehö ren Straßen und Wege, die sich nicht blöß am Autöverkehr 62 
örientieren, söndern fu r alle Verkehrsteilnehmer:innen sicher sind: mit Verkehrsberuhigung, 63 
getrennten Radwegen und weniger Gedra nge. Wir wöllen weniger La rm und Feinstaubbelastung, 64 
aber mehr Gru n- und Freifla chen und mehr gute Spielpla tze. Mittel fu r Stadtentwicklung mu ssen 65 
dazu besönders in benachteiligte Sözialra ume und ihre Aufwertung fließen. 66 

Nach der UN-Kinderrechtekönventiön haben Kinder und Jugendliche das Recht, bei allen 67 
Rechtsverfahren angehö rt zu werden, die sie unmittelbar betreffen. Ihre Meinung muss nicht 68 
immer das letzte Wört sein, aber döch altersgema ß beru cksichtigt werden. Es muss alsö in 69 
unseren Kreistagen, Stadt- und Gemeindera ten selbstversta ndlich werden, dass Kinder und 70 
Jugendliche bei sie betreffenden Entscheidungen mit einbezögen werden – und zwar nicht nur in 71 
der Kinder- und Jugendhilfe. Einrichtungen, in denen Jugendliche selbstbestimmt mitwirken 72 
kö nnen, mu ssen besönders gefö rdert werden. Jugendzentren du rfen nicht der Sparpölitik 73 
geöpfert werden. 74 


